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Abschnitt 1: Allgemeine Vorschriften

§ 1 Geltungsbereich und Anspruchsberechtigte (1) Dieses Gesetz regelt

1. die Vergiitung der Sachverstandigen, Dolmetscherinnen, Dolmetscher , Ubersetzerinnen ur
Ubersetzer, die von dem Gericht, der Staatsanwaltschaft, der Finanzbehérde in den Félle
in denen diese das Ermittlungsverfahren selbststéandig durchfiihrt, der Verwaltungsbehord
im Verfahren nach dem Gesetz Uber Ordnungswidrigkeiten oder dem Gerichtsvollzieher
herangezogen werden;

2. die Entschadigung der ehrenamtlichen Richterinnen und Richter bei den ordentlichen Gerichte
und den Gerichten fur Arbeitssachen sowie bei den Gerichten der Verwaltungs-, der Finanz
und der Sozialgerichtsbarkeit mit Ausnahme der ehrenamtlichen Richterinnen und Richter ir
Handelssachen, in berufsgerichtlichen Verfahren oder bei Dienstgerichten sowie

3. die Entschadigung der Zeuginnen, Zeugen und DritteB3)8die von den in Nummet
genannten Stellen herangezogen werden.

2Eine Vergutung oder Entschadigung wird nur nach diesem Gesetz gedzdmtAnspruch auf

Vergitung nach Satz 1 Nr. 1 steht demjenigen zu, der beauftragt worden ist; dies gilt auch, wen

der Mitarbeiter einer Unternehmung die Leistung erbringt, der Auftrag jedoch der Unternehmung

erteilt worden ist.

(2) Dieses Gesetz gilt auch, wenn Behorden oder sonstige offentliche Stellen von den ir

Absatz 1 Satz1l Nr.1 genannten Stellen zu Sachverstandigenleistungen herangezogen werd

2Fur Angehorige einer Behorde oder einer sonstigen offentlichen Stelle, die weder Ehrenbeamt

noch ehrenamtlich tatig sind, gilt dieses Gesetz nicht, wenn sie ein Gutachten in Erflllung ihrer

Dienstaufgaben erstatten, vertreten oder erlautern.

(3) Einer Heranziehung durch die Staatsanwaltschaft oder durch die Finanzbehorde in de

Fallen des Absatzes 1 Satz 1 Nr. 1 steht eine Heranziehung durch die Polizei oder eine ande

Strafverfolgungsbehdrde im Auftrag oder mit vorheriger Billigung der Staatsanwaltschaft oder det

Finanzbehdrde gleicBSatz 1 gilt im Verfahren der Verwaltungsbehdrde nach dem Gesetz Uber

Ordnungswidrigkeiten entsprechend.
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(4) 1Die Vertrauenspersonen in den Ausschussen zur Wahl der Schéffen und die Vertrauensleute
den Ausschussen zur Wahl der ehrenamtlichen Richter bei den Gerichten der Verwaltungs- und d
Finanzgerichtsbarkeit werden wie ehrenamtliche Richter entschadigt.

§ 2 Geltendmachung und Erléschen des Anspruchs, Verjahrung (1) Der Anspruch auf

Vergutung oder Entschadigung erlischt, wenn er nicht binnen drei Monaten bei der Stelle, die del

Berechtigten herangezogen oder beauftragt hat, geltend gemachiDiadrrist beginnt

1. imFall der schriftlichen Begutachtung oder der Anfertigung einer Ubersetzung mit Eingang des
Gutachtens oder der Ubersetzung bei der Stelle, die den Berechtigten beauftragt hat,

2. im Fall der Vernehmung als Sachverstandiger oder Zeuge oder der Zuziehung als Dolmetsch
mit Beendigung der Vernehmung oder Zuziehung,

3. inden Fallen des 83 mit Beendigung der Manahme und

4. im Fall der Dienstleistung als ehrenamtlicher Richter oder Mitglied eines Ausschusses im Sinn
des 81 Abs. 4 mit Beendigung der Amtsperiode.

3Die Frist kann auf begriindeten Antrag von der in Satz 1 genannten Stelle verlangert werden; lehr

sie eine Verlangerung ab, hat sie den Antrag unverziiglich dem naé&b$ 1 fir die Festsetzung der

Vergutung oder Entschadigung zustandigen Gerichtvorzulegen, das durch unanfechtbaren Beschlt

entscheidet!Weist das Gericht den Antrag zurlck, erlischt der Anspruch, wenn die Frist nach Satz 1

abgelaufen und der Anspruch nicht binnen zwei Wochen ab Bekanntgabe der Entscheidung bei d

in Satz 1 genannten Stelle geltend gemacht worden ist.

(2) War der Berechtigte ohne sein Verschulden an der Einhaltung einer Frist nach Absatz !

gehindert, gewahrt ihm das Gericht auf Antrag Wiedereinsetzung in den vorigen Stand, went

er innerhalb von zwei Wochen nach Beseitigung des Hindernisses den Anspruch beziffert und di

Tatsachen glaubhaft macht, welche die Wiedereinsetzung begrifingarih Ablauf eines Jahres,

von dem Ende der versdumten Frist an gerechnet, kann die Wiedereinsetzung nicht mehr beantre

werden3Gegen die Ablehnung der Wiedereinsetzung findet die Beschwerde*Statist nur

zulassig, wenn sie innerhalb von zwei Wochen eingelegt Wbk Frist beginnt mit der Zustellung

der Entscheidund§ 4 Abs. 4 Satz 1 bis 3 und Abs. 6 bis 8 ist entsprechend anzuwenden.

(3) Der Anspruch auf Vergiuitung oder Entschadigung verjahrt in drei Jahren nach Ablauf des

Kalenderjahrs, in dem der nach Absatz 1 Satz 2 Nr. 1 bis 4 malR3gebliche Zeitpunkt eingetreten is

2Auf die Verjahrung sind die Vorschriften des Birgerlichen Gesetzbuchs anzuwébdeoh den

Antrag auf gerichtliche Festsetzung4gwird die Verjahrung wie durch Klageerhebung gehemmt.

4Die Verjahrung wird nicht von Amts wegen berticksichtigt.

(4) Der Anspruch auf Erstattung zu viel gezahlter Vergltung oder Entschadigung verjahrt in

drei Jahren nach Ablauf des Kalenderjahrs, in dem die Zahlung erfolg§i5tAbs. 3 des

Gerichtskostengesetzgilt entsprechend.

§ 3 Vorschuss IAuf Antrag ist ein angemessener Vorschuss zu bewilligen, wenn dem Berech-
tigten erhebliche Fahrtkosten oder sonstige Aufwendungen entstanden sind oder voraussichtlic
entstehen werden oder wenn die zu erwartende Vergutung flur bereits erbrachte Teilleistungen ein
Betrag von 2 000 Euro Ubersteigt.

§ 4 Gerichtliche Festsetzung und Beschwerde (gliltig bis 30.06.2008) (1) Die Festsetzung

der Vergltung, der Entschadigung oder des Vorschusses erfolgt durch gerichtlichen Beschluss, we

der Berechtigte oder die Staatskasse die gerichtliche Festsetzung beantragt oder das Gericht sie

angemessen hafzZustandig ist

1. das Gericht, von dem der Berechtigte herangezogen worden ist, bei dem er als ehrenamtlich
Richter mitgewirkt hat oder bei dem der Ausschuss im Sinne deAls. 4 gebildet ist;

2. das Gericht, bei dem die Staatsanwaltschaft besteht, wenn die Heranziehung durch di
Staatsanwaltschaft oder in deren Auftrag oder mit deren vorheriger Billigung durch die Polizei
oder eine andere Strafverfolgungsbehorde erfolgt ist, nach Erhebung der 6ffentlichen Klagt
jedoch das fur die Durchfuihrung des Verfahrens zustandige Gericht;

3. das Landgericht, bei dem die Staatsanwaltschaft besteht, die fiir das Ermittlungsverfahre
zustandig ware, wenn die Heranziehung in den Fallen dedlgs. 1 Satz 1 Nr. 1 durch die
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Finanzbehorde oder in deren Auftrag oder mit deren vorheriger Billigung durch die Polizei oder
eine andere Strafverfolgungsbehdrde erfolgt ist, nach Erhebung der 6ffentlichen Klage jedoc
das fir die Durchfiihrung des Verfahrens zustandige Gericht;

4. das Amtsgericht, in dessen Bezirk der Gerichtsvollzieher seinen Amtssitz hat, wenn die
Heranziehung durch den Gerichtsvollzieher erfolgt ist, abweichend davon im Verfahren der
Zwangsvollstreckung das Vollstreckungsgericht.

(2) Ust die Heranziehung durch die Verwaltungsbehorde im BuRgeldverfahren erfolgt, werden die

zu gewahrende Vergltung oder Entschadigung und der Vorschuss durch gerichtlichen Beschlu

festgesetzt, wenn der Berechtigte gerichtliche Entscheidung gegen die Festsetzung durch die Ve
waltungsbehorde beantragElr das Verfahren gilt § 62 des Gesetzes tiber Ordnungswidrigkeiten.

(3) Gegen den Beschluss nach Absatz 1 konnen der Berechtige und die Staatskasse Beschwe

einlegen, wenn der Wert des Beschwerdegegenstands 200 Euro Uibersteigt oder wenn sie das Geri

das die angefochtene Entscheidung erlassen hat, wegen der grundsatzlichen Bedeutung der

Entscheidung stehenden Frage in dem Beschluss zulasst.

(4) 1Soweit das Gericht die Beschwerde fir zulassig und begriindet halt, hat es ihr abzuhelfen; ir

Ubrigen ist die Beschwerde unverziiglich dem Beschwerdegericht vorzuk&gsthwerdegericht

ist das nachsthchere GericBEine Beschwerde an einen obersten Gerichtshof des Bundes findet

nicht statt*Das Beschwerdegericht ist an die Zulassung der Beschwerde gebunden; die Nichtzu

lassung ist unanfechtbar.

(5) Die weitere Beschwerde ist nur zulassig, wenn das Landgericht als Beschwerdegerich

entschieden und sie wegen der grundsatzlichen Bedeutung der zur Entscheidung stehenden Frag

dem Beschluss zugelassen B&ie kann nur darauf gestuitzt werden, dass die Entscheidung auf einer

Verletzung des Rechts beruht; die 88 und 547 der Zivilprozessordnungelten entsprechend.

3Uber die weitere Beschwerde entscheidet das OberlandesgéAbkatz 4 Satz 1 und 4 gilt

entsprechend.

(6) Antrage und Erklarungen kdnnen zu Protokoll der Geschaftsstelle abgegeben oder schriftlicl

eingereicht werden; §29 ader Zivilprozessordnungilt entsprechenc?Die Beschwerde ist bei

dem Gericht einzulegen, dessen Entscheidung angefochten wird.

(7) Das Gericht entscheidet tiber den Antrag durch eines seiner Mitglieder als Einzelrichter; die:

gilt auch fur die Beschwerde, wenn die angefochtene Entscheidung von einem Einzelrichter ode

einem Rechtspfleger erlassen wuréiger Einzelrichter Gbertragt das Verfahren der Kammer oder
dem Senat, wenn die Sache besondere Schwierigkeiten tatséchlicher oder rechtlicher Art aufwei
oder die Rechtssache grundsatzliche Bedeutungas Gericht entscheidet jedoch immer ohne

Mitwirkung ehrenamtlicher RichtefAuf eine erfolgte oder unterlassene Ubertragung kann ein

Rechtsmittel nicht gestutzt werden.

(8) Die Verfahren sind gebuihrenfréKosten werden nicht erstattet.

(9) 1Die Beschluisse nach den Absétzen 1, 2, 4 und 5 wirken nicht zu Lasten des Kostenschuldner

§ 4 Gerichtliche Festsetzung und Beschwerde (gtiltig ab 01.07.2008) (1) Die Festsetzung

der Vergltung, der Entschadigung oder des Vorschusses erfolgt durch gerichtlichen Beschluss, we

der Berechtigte oder die Staatskasse die gerichtliche Festsetzung beantragt oder das Gericht sie

angemessen hafzZustandig ist

1. das Gericht, von dem der Berechtigte herangezogen worden ist, bei dem er als ehrenamtlich
Richter mitgewirkt hat oder bei dem der Ausschuss im Sinne deAls. 4 gebildet ist;

2. das Gericht, bei dem die Staatsanwaltschaft besteht, wenn die Heranziehung durch di
Staatsanwaltschaft oder in deren Auftrag oder mit deren vorheriger Billigung durch die Polizei
oder eine andere Strafverfolgungsbehdrde erfolgt ist, nach Erhebung der 6ffentlichen Klag
jedoch das fur die Durchfihrung des Verfahrens zustandige Gericht;

3. das Landgericht, bei dem die Staatsanwaltschaft besteht, die fir das Ermittlungsverfahre
zustandig ware, wenn die Heranziehung in den Fallen de#\gs. 1 Satz 1 Nr. 1 durch die
Finanzbehorde oder in deren Auftrag oder mit deren vorheriger Billigung durch die Polizei oder
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eine andere Strafverfolgungsbehorde erfolgt ist, nach Erhebung der 6ffentlichen Klage jedocl
das fur die Durchfiihrung des Verfahrens zustandige Gericht;

4. das Amtsgericht, in dessen Bezirk der Gerichtsvollzieher seinen Amtssitz hat, wenn die
Heranziehung durch den Gerichtsvollzieher erfolgt ist, abweichend davon im Verfahren der
Zwangsvollstreckung das Vollstreckungsgericht.

(2) Ust die Heranziehung durch die Verwaltungsbehorde im BuRgeldverfahren erfolgt, werden die

zu gewahrende Vergitung oder Entschadigung und der Vorschuss durch gerichtlichen Beschlu

festgesetzt, wenn der Berechtigte gerichtliche Entscheidung gegen die Festsetzung durch die Ve
waltungsbehdrde beantragElr das Verfahren gilt § 62 des Gesetzes tiber Ordnungswidrigkeiten.

(3) XGegen den Beschluss nach Absatz 1 kdnnen der Berechtige und die Staatskasse Beschwe

einlegen, wenn der Wert des Beschwerdegegenstands 200 Euro Ubersteigt oder wenn sie das Geril

das die angefochtene Entscheidung erlassen hat, wegen der grundsétzlichen Bedeutung der

Entscheidung stehenden Frage in dem Beschluss zul&sst.

(4) Soweit das Gericht die Beschwerde fiir zuldassig und begriindet hélt, hat es ihr abzuhelfen; ir

Ubrigen ist die Beschwerde unverziiglich dem Beschwerdegericht vorzuf&gsthwerdegericht

ist das nachsthohere GericBEine Beschwerde an einen obersten Gerichtshof des Bundes findet

nicht statt*Das Beschwerdegericht ist an die Zulassung der Beschwerde gebunden; die Nichtzu

lassung ist unanfechtbar.

(5) Die weitere Beschwerde ist nur zulassig, wenn das Landgericht als Beschwerdegerich

entschieden und sie wegen der grundséatzlichen Bedeutung der zur Entscheidung stehenden Frag

dem Beschluss zugelassen iF&ie kann nur darauf gestiitzt werden, dass die Entscheidung auf einer

Verletzung des Rechts beruht; die 88 und 547 der Zivilprozessordnungelten entsprechend.

3Uber die weitere Beschwerde entscheidet das OberlandesgéAbkatz 4 Satz 1 und 4 gilt

entsprechend.

(6) Antrage und Erklarungen kdnnen zu Protokoll der Geschaftsstelle abgegeben oder schriftlicl

eingereicht werden; 829 aderZivilprozessordnungilt entsprechend®=ir die Bevollmé&chtigung

gelten die Regelungen der fur das zugrunde liegende Verfahren geltenden Verfahrensordnur
entsprechendDie Beschwerde ist bei dem Gericht einzulegen, dessen Entscheidung angefochte
wird.

(7) Das Gericht entscheidet Uber den Antrag durch eines seiner Mitglieder als Einzelrichter; die:

gilt auch fur die Beschwerde, wenn die angefochtene Entscheidung von einem Einzelrichter ode

einem Rechtspfleger erlassen wurélger Einzelrichter Gbertragt das Verfahren der Kammer oder
dem Senat, wenn die Sache besondere Schwierigkeiten tatsachlicher oder rechtlicher Art aufwel
oder die Rechtssache grundsatzliche Bedeutungas Gericht entscheidet jedoch immer ohne

Mitwirkung ehrenamtlicher RichtefAuf eine erfolgte oder unterlassene Ubertragung kann ein

Rechtsmittel nicht gestiitzt werden.

(8) Die Verfahren sind gebiihrenfréKosten werden nicht erstattet.

(9) 1Die Beschlusse nach den Absétzen 1, 2, 4 und 5 wirken nicht zu Lasten des Kostenschuldner

§ 4a Abhilfe bei Verletzung des Anspruchs auf rechtliches Gehor (guiltig ab 30.06.2008)

(1) *Auf die Rlge eines durch die Entscheidung nach diesem Gesetz beschwerten Beteiligten i

das Verfahren fortzufuhren, wenn

1. ein Rechtsmittel oder ein anderer Rechtsbehelf gegen die Entscheidung nicht gegeben ist un

2. das Gericht den Anspruch dieses Beteiligten auf rechtliches Gehdr in entscheidungserheblich
Weise verletzt hat.

(2) Die Ruge ist innerhalb von zwei Wochen nach Kenntnis von der Verletzung des rechtlichen

Gehors zu erheben; der Zeitpunkt der Kenntniserlangung ist glaubhaft zu médheh.Ablauf

eines Jahres seit Bekanntmachung der angegriffenen Entscheidung kann die Riige nicht me

erhoben werderfFormlos mitgeteilte Entscheidungen gelten mit dem dritten Tage nach Aufgabe

zur Post als bekannt gemactfie Rlge ist bei dem Gericht zu erheben, dessen Entscheidung

angegriffen wird; & Abs. 6 Satz 1 gilt entsprecherfiDie Riige muss die angegriffene Entscheidung

bezeichnen und das Vorliegen der in Absatz 1 Nr. 2 genannten Voraussetzungen darlegen.
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(3) Den utbrigen Beteiligten ist, soweit erforderlich, Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben.
(4) Das Gericht hat von Amts wegen zu prifen, ob die Rige an sich statthaft und ob sie in de
gesetzlichen Form und Frist erhoben #flangelt es an einem dieser Erfordernisse, so ist die
Rige als unzulassig zu verwerféist die Rige unbegrindet, weist das Gericht sie zurtidie
Entscheidung ergeht durch unanfechtbaren BescHiDss.Beschluss soll kurz begriindet werden.

(5) lst die Rlge begrindet, so hilft ihr das Gericht ab, indem es das Verfahren fortfiihrt, soweit
dies aufgrund der Riige geboten ist.

(6) Kosten werden nicht erstattet.

§ 4a Abhilfe bei Verletzung des Anspruchs auf rechtliches Gehdr (gultig ab 01.07.2008)

(1) !Auf die Ruge eines durch die Entscheidung nach diesem Gesetz beschwerten Beteiligten i

das Verfahren fortzufiihren, wenn

1. ein Rechtsmittel oder ein anderer Rechtsbehelf gegen die Entscheidung nicht gegeben ist uni

2. das Gericht den Anspruch dieses Beteiligten auf rechtliches Gehér in entscheidungserheblich
Weise verletzt hat.

(2) Die Ruge ist innerhalb von zwei Wochen nach Kenntnis von der Verletzung des rechtlichen

Gehors zu erheben; der Zeitpunkt der Kenntniserlangung ist glaubhaft zu madheh.Ablauf

eines Jahres seit Bekanntmachung der angegriffenen Entscheidung kann die Riige nicht me

erhoben werderfFormlos mitgeteilte Entscheidungen gelten mit dem dritten Tage nach Aufgabe

zur Post als bekannt gemactfie Rige ist bei dem Gericht zu erheben, dessen Entscheidung

angegriffen wird; 8 Abs. 6 Satz 1 und 2 gilt entsprechefiBie Rige muss die angegriffene

Entscheidung bezeichnen und das Vorliegen der in Absatz 1 Nr.2 genannten Voraussetzunge

darlegen.

(3) Den ubrigen Beteiligten ist, soweit erforderlich, Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben.

(4) Das Gericht hat von Amts wegen zu prifen, ob die Rlge an sich statthaft und ob sie in de

gesetzlichen Form und Frist erhoben #flangelt es an einem dieser Erfordernisse, so ist die

Rige als unzulassig zu verwerféist die Riige unbegriindet, weist das Gericht sie zuriidie

Entscheidung ergeht durch unanfechtbaren BescHiDss.Beschluss soll kurz begriindet werden.

(5) lst die Rlge begrindet, so hilft inr das Gericht ab, indem es das Verfahren fortfuihrt, soweit

dies aufgrund der Rlge geboten ist.

(6) Kosten werden nicht erstattet.

§ 4b Elektronische Akte, elektronisches Dokument (1) 1Die Vorschriften Gber die elektroni-
sche Akte und das gerichtliche elektronische Dokument flir das Verfahren, in dem der Anspruchs
berechtigte herangezogen worden ist, sind anzuwenden.

(2) 1Soweit fur Antrage und Erklarungen in dem Verfahren, in dem der Anspruchsberechtigte
herangezogen worden ist, die Aufzeichnung als elektronisches Dokument geniigt, gentgt dies
Form auch fur Antrage und Erklarungen nach diesem Ge4iz.verantwortende Person soll
das Dokument mit einer qualifizierten elektronischen Signatur nach dem Signaturgesetz versehe
3Ist ein Ubermitteltes elektronisches Dokument fir das Gericht zur Bearbeitung nicht geeignet, is
dies dem Absender unter Angabe der geltenden technischen Rahmenbedingungen unverzugli
mitzuteilen.

(3) Ein elektronisches Dokument ist eingereicht, sobald die fiir den Empfang bestimmte Einrich-
tung des Gerichts es aufgezeichnet hat.

Abschnitt 2: Gemeinsame Vorschriften

§ 5 Fahrtkostenersatz (1) Bei Benutzung von offentlichen, regelmaRig verkehrenden Befor-
derungsmitteln werden die tatséchlich entstandenen Auslagen bis zur Hohe der entsprechend
Kosten fur die Benutzung der ersten Wagenklasse der Bahn einschlieRBlich der Auslagen fU
Platzreservierung und Beférderung des notwendigen Gepéacks ersetzt.

(2) 1Bei Benutzung eines eigenen oder unentgeltlich zur Nutzung Uberlassenen Kraftfahrzeug
werden
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1. dem Zeugen oder dem Dritten Z8) zur Abgeltung der Betriebskosten sowie zur Abgeltung
der Abnutzung des Kraftfahrzeugs 0,25 Euro,

2. denin 81 Abs.1 Satz1 Nr.1 und 2 genannten Anspruchsberechtigten zur Abgeltung der
Anschaffungs-, Unterhaltungs- und Betriebskosten sowie zur Abgeltung der Abnutzung de:s
Kraftfahrzeugs 0,30 Euro

fur jeden gefahrenen Kilometer ersetzt zuzlglich der durch die Benutzung des Kraftfahrzeugs at

Anlass der Reise regelmaRig anfallenden baren Auslagen, insbesondere der ParkéBédelibe.

Benutzung durch mehrere Personen kann die Pauschale nur einmal geltend gemachf®erden.

der Benutzung eines Kraftfahrzeugs, das nicht zu den Fahrzeugen nach Absatz 1 oder Satz 1 zal

werden die tatsachlich entstandenen Auslagen bis zur Héhe der in Satz 1 genannten Fahrtkost
ersetzt; zusatzlich werden die durch die Benutzung des Kraftfahrzeugs aus Anlass der Reis
angefallenen regelmafigen baren Auslagen, insbesondere die Parkentgelte, ersetzt, soweit sie

Berechtigte zu tragen hat.

(3) Hohere als die in Absatz 1 oder Absatz 2 bezeichneten Fahrtkosten werden ersetzt, sowe

dadurch Mehrbetrage an Vergltung oder Entschadigung erspart werden oder héhere Fahrtkost

wegen besonderer Umstande notwendig sind.

(4) Fur Reisen wahrend der Terminsdauer werden die Fahrtkosten nur insoweit ersetzt, al

dadurch Mehrbetrage an Vergitung oder Entschadigung erspart werden, die beim Verbleiben &

der Terminsstelle gewahrt werden missten.

(5) Wird die Reise zum Ort des Termins von einem anderen als dem in der Ladung oder Ter

minsmitteilung bezeichneten oder der zustandigen Stelle unverziglich angezeigten Ort angetrets

oder wird zu einem anderen als zu diesem Ort zuriickgefahren, werden Mehrkosten nach billiger

Ermessen nur dann ersetzt, wenn der Berechtigte zu diesen Fahrten durch besondere Umstar

gendtigt war.

8 6 Entschadigung fur Aufwand (1) Werinnerhalb der Gemeinde, inder der Termin stattfindet,
weder wohntnoch berufstatigist, erhalt fir die Zeit, wahrend der er aus Anlass der Wahrnehmung de
Termins von seiner Wohnung und seinem Tatigkeitsmittelpunkt abwesend sein muss, ein Tagegel
dessen Hohe sich nachi@bs. 5 Satz 1 Nr. 5 Satz 2 d&nkommensteuergesetzsastimmt.

(2) Ust eine auswartige Ubernachtung notwendig, wird ein Ubernachtungsgeld nach den Bestim
mungen des Bundesreisekostengesetzes gewahrt.

§ 7 Ersatz fur sonstige Aufwendungen (1) *Auch die in den 8%, 6 und 12 nicht besonders
genannten baren Auslagen werden ersetzt, soweit sie notwendigBies.gilt insbesondere fir

die Kosten notwendiger Vertretungen und notwendiger Begleitpersonen.

(2) Fur die Anfertigung von Ablichtungen und Ausdrucken werden 0,50 Euro je Seite fiir die
ersten 50 Seiten und 0,15 Euro fiir jede weitere Seite, fur die Anfertigung von Farbkopien ode
Farbausdrucken 2 Euro je Seite erseli2ie Hohe der Pauschale ist in derselben Angelegenheit
einheitlich zu berechneRDie Pauschale wird nur fur Ablichtungen und Ausdrucke aus Behdrden-
und Gerichtsakten gewahrt, soweit deren Herstellung zur sachgemé&Ren Vorbereitung oder Bearb
tung der Angelegenheit geboten war, sowie fiir Ablichtungen und zusatzliche Ausdrucke, die nacl
Aufforderung durch die heranziehende Stelle angefertigt worden sind.

(3) Furdie Uberlassung von elektronisch gespeicherten Dateien anstelle der in Absatz 2 genanntt
Ablichtungen und Ausdrucke werden 2,50 Euro je Datei ersetzt.

Abschnitt 3: Vergiitung von Sachverstandigen, Dolmetschern und Ubersetzern

§ 8 Grundsatz der Vergitung (1) 'Sachverstandige, Dolmetscher und Ubersetzer erhalten als
Vergultung

ein Honorar fir ihre Leistungen ($8is 11),

Fahrtkostenersatz &,

Entschéadigung fur Aufwand @ sowie

Ersatz fur sonstige und fur besondere Aufwendungern (§&112).

el N
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(2) 1Soweit das Honorar nach Stundensatzen zu bemessen ist, wird es fir jede Stunde d
erforderlichen Zeit einschlieRlich notwendiger Reise- und Wartezeiten gevletietzte bereits
begonnene Stunde wird voll gerechnet, wenn sie zu mehr als 30 Minuten fir die Erbringung de
Leistung erforderlich war; anderenfalls betragt das Honorar die Hélfte des sich fir eine volle Stundé
ergebenden Betrags.

(3) 1Soweit vergutungspflichtige Leistungen oder Aufwendungen auf die gleichzeitige Erledigung
mehrerer Angelegenheiten entfallen, ist die Vergltung nach der Anzahl der Angelegenheitel
aufzuteilen.

(4) Den Sachverstandigen, Dolmetschern und Ubersetzern, die ihren gewdhnlichen Aufentha
im Ausland haben, kann unter Berlcksichtigung ihrer personlichen Verhéltnisse, insbesonder
ihres regelméaRigen Erwerbseinkommens, nach billigem Ermessen eine hohere als die in Absatz
bestimmte Vergiitung gewahrt werden.

§ 9 Honorar fur die Leistung der Sachverstandigen und Dolmetscher (1) Der Sachver-
standige erhalt fir jede Stunde ein Honorar in Héhe von

in der Honorargruppe ... in Héhe von ... Euro in der
1 50
2 55
3 60
4 65
5 70
6 75
7 80
8 85
9 90
10 95
M1 50
M2 60
M3 85

2Die Zuordnung der Leistungen zu einer Honorargruppe bestimmt sich nach der AnfgiedL.

die Leistung auf einem Sachgebiet erbracht, das in keiner Honorargruppe genannt wird, ist sie unt
Berucksichtigung der allgemein fur Leistungen dieser Art au3ergerichtlich und auRerbehoérdlick
vereinbarten Stundensétze einer Honorargruppe nach billigem Ermessen zuzuordnen; dies g
entsprechend, wenn ein medizinisches oder psychologisches Gutachten einen Gegenstand betr|
der in keiner Honorargruppe genannt wiflrfolgt die Leistung auf mehreren Sachgebieten
oder betrifft das medizinische oder psychologische Gutachten mehrere Gegenstéande und sind
Sachgebiete oder Gegenstande verschiedenen Honorargruppen zugeordnet, bemisst sich das Hon
einheitlich fur die gesamte erforderliche Zeit nach der héchsten dieser Honorargruppen; jedoch gi
Satz 3 entsprechend, wenn dies mit Riicksicht auf den Schwerpunkt der Leistung zu einem unbillige
Ergebnis fihren wiirdeg 4 gilt entsprechend mit der MaRgabe, dass die Beschwerde auch zulassig
ist, wenn der Wert des Beschwerdegegenstands 200 Euro nicht Ubef&ieid@eschwerde ist nur
zuldssig, solange der Anspruch auf Vergiitung noch nicht geltend gemacht worden ist.

(2) Uim Fall des 82 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 delnsolvenzordnundpetragt das Honorar des Sachver-
sténdigen abweichend von Absatz 1 fur jede Stunde 65 Euro.

(3) Das Honorar des Dolmetschers betragt fir jede Stunde 55 Hiro.ausschlieBlich als
Dolmetscher Tatiger erhalt eine Ausfallentschadigung in Hohe von hdéchstens 55 Euro, sowei
er durch die Aufhebung eines Termins, zu dem er geladen war und dessen Aufhebung nicht durc
einen in seiner Person liegenden Grund veranlasst war, einen Einkommensverlust erlitten hat ur
ihm die Aufhebung erst am Terminstag oder an einem der beiden vorhergehenden Tage mitgete
worden ist.

§ 10 Honorar fiir besondere Leistungen (1) 1Soweit ein Sachverstéandiger oder ein sachver-
standiger Zeuge Leistungen erbringt, die in der Anlage 2 bezeichnet sind, bemisst sich das Honor
oder die Entschadigung nach dieser Anlage.
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(2) IFur Leistungen der in Abschnitt O des Gebuihrenverzeichnisses fir arztliche Leistungen (An
lage zur Gebiihrenordnung fiir Arzte) bezeichneten Art bemisst sich das Honorar in entsprechend
Anwendung dieses Gebuhrenverzeichnisses nach dem 1,3 fachen Geblihfgdsabs. 2 bis 4

Satz 1 und 80 der Gebiihrenordnung firr Arzte gelten entsprechend; im Ubrigen bleiben die §8
und12unberuhrt.

(3) Soweit fiir die Erbringung einer Leistung nach Absatz 1 oder Absatz 2 zusétzliche Zeit
erforderlich ist, erhalt der Berechtigte ein Honorar nach der Honorargruppe 1.

§ 11 Honorar fir Ubersetzungen (1) Das Honorar fiir eine Ubersetzung betragt 1,25 Euro
fiir jeweils angefangene 55 Anschlage des schriftlichen Textsdie Ubersetzung, insbesondere
wegen der Verwendung von Fachausdriicken oder wegen schwerer Lesbarkeit des Textes, erhebl
erschwert, erhoht sich das Honorar auf 1,85 Euro, bei auf3ergewdhnlich schwierigen Texten auf
Euro.3MaRgebend fur die Anzahl der Anschlage ist der Text in der Zielsprache; werden jedoch nurir
der Ausgangssprache lateinische Schriftzeichen verwendet, ist die Anzahl der Anschléage des Text
in der Ausgangssprache maRgebéeidare eine Zahlung der Anschlage mit unverhéltnismaRigem
Aufwand verbunden, wird deren Anzahl unter Berlicksichtigung der durchschnittlichen Anzahl der
Anschlage je Zeile nach der Anzahl der Zeilen bestimmt.

(2) Fur eine oder fiir mehrere Ubersetzungen aufgrund desselben Auftrags betragt das Honor
mindestens 15 Euro.

(3) Soweit die Leistung des Ubersetzers in der Uberpriifung von Schriftstiicken oder Aufzeichnun:
gen der Telekommunikation auf bestimmte Inhalte besteht, ohne dass er insoweit eine schriftlich
Ubersetzung anfertigen muss, erhélt er ein Honorar wie ein Dolmetscher.

§ 12 Ersatz fur besondere Aufwendungen (1) Soweit in diesem Gesetz nichts anderes
bestimmt ist, sind mit der Vergltung nach den98gs 11 auch die Gblichen Gemeinkosten sowie
der mit der Erstattung des Gutachtens oder der Ubersetzung ublicherweise verbundene Aufwar
abgegolten?Es werden jedoch gesondert ersetzt

1. die fur die Vorbereitung und Erstattung des Gutachtens oder der Ubersetzung aufgewendete
notwendigen besonderen Kosten, einschlie3lich der insoweit notwendigen Aufwendungen fii
Hilfskréafte, sowie die fir eine Untersuchung verbrauchten Stoffe und Werkzeuge;

2. firdie zur Vorbereitung und Erstattung des Gutachtens erforderlichen Lichtbilder oder an derel
Stelle tretenden Ausdrucke 2 Euro fuir den ersten Abzug oder Ausdruck und 0,50 Euro fir jedel
weiteren Abzug oder Ausdruck;

3. fur die Erstellung des schriftlichen Gutachtens 0,75 Euro je angefangene 1 000 Anschlage; i
die Zahl der Anschlage nicht bekannt, ist diese zu schatzen;

4. die auf die Vergitung entfallende Umsatzsteuer, sofern diese nicht n&ehABs. 1 des
Umsatzsteuergesetzaserhoben bleibt.

(2) Ein auf die Hilfskrafte (Absatz 1 Satz 2 Nr. 1) entfallender Teil der Gemeinkosten wird durch

einen Zuschlag von 15 Prozent auf den Betrag abgegolten, der als notwendige Aufwendung ft

die Hilfskrafte zu ersetzen ist, es sei denn, die Hinzuziehung der Hilfskrafte hat keine oder nui
unwesentlich erhdhte Gemeinkosten veranlasst.

§ 13 Besondere Vergiitung (1) 1Sind die Gerichtskosten nach der jeweiligen Verfahrensord-
nung in jedem Fall den Parteien oder den Beteiligten aufzuerlegen und haben sich diese dem Geric
gegenuber mit einer bestimmten oder abweichend von der gesetzlichen Regelung zu bemessen
Vergiitung einverstanden erklart, wird der Sachverstandige, Dolmetscher oder Ubersetzer unt
Gewahrung dieser Vergltung erst herangezogen, wenn ein ausreichender Betrag fiir die gesan
Vergitung an die Staatskasse gezahlt ist.

(2) Die Erklarung nur einer Partei oder eines Beteiligten gendigt, soweit sie sich auf den Stundensa
nach 89 oder bei schriftlichen Ubersetzungen auf ein Honorar fiir jeweils angefangene 55 Anschlage
nach 811 bezieht und das Gericht zustimriDie Zustimmung soll nur erteilt werden, wenn
das Eineinhalbfache des nact® ®der 8§11 zuldssigen Honorars nicht tiberschritten witdor

der Zustimmung hat das Gericht die andere Partei oder die anderen Beteiligten zu*hien.
Zustimmung und die Ablehnung der Zustimmung sind unanfechtbar.
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(3) Derjenige, dem Prozesskostenhilfe bewilligt worden ist, kann eine Erklarung nach Absatz 1
nur abgeben, die sich auf den Stundensatz nago@er bei schriftichen Ubersetzungen auf
ein Honorar fir jeweils angefangene 55 Anschlage nath ezieht2Ware er ohne Rucksicht

auf die Prozesskostenhilfe zur vorschussweisen Zahlung der Vergitung verpflichtet, hat er eine
ausreichenden Betrag fir das gegentiber der gesetzlichen Regelung oder der vereinbarten Vergtt
(8 14) zu erwartende zusatzliche Honorar an die Staatskasse zu zahi&?ABs. 1 Nr. 1 Buchstabe

a derZivilprozessordnungst insoweit nicht anzuwendefDer Betrag wird durch unanfechtbaren
Beschluss festgesetzt.

(4) Ust eine Vereinbarung nach den Absatzen 1 und 3 zur zweckentsprechenden Rechtsverfolgur
notwendig und ist derjenige, dem Prozesskostenhilfe bewilligt worden ist, zur Zahlung des nact
Absatz 3 Satz 2 erforderlichen Betrags aufRerstande, bedarf es der Zahlung nicht, wenn das Geri
seiner Erklarung zustimmtDie Zustimmung soll nur erteilt werden, wenn das Eineinhalbfache
des nach ® oder 811 zulassigen Honorars nicht Gberschritten widie Zustimmung und die
Ablehnung der Zustimmung sind unanfechtbar.

(5) IIm Musterverfahren nach dem Kapitalanleger-Musterverfahrensgesetz ist die Vergitung unak
hangig davon zu gewahren, ob ein ausreichender Betrag an die Staatskasse geiahRagitdes
Absatzes 2 genlgt die Erklarung eines Beteiligten (8 8 des Kapitalanleger-Musterverfahrensgese
zes).3Die Anhorung der tbrigen Beteiligten kann dadurch ersetzt werden, dass die Vergiitungshohe
fur die die Zustimmung des Gerichts erteilt werden soll, 6ffentlich bekannt gemacht*Ried.
offentliche Bekanntmachung wird durch Eintragung in das Klageregister nach § 2 des Kapital-
anleger-Musterverfahrensgesetzes bewdiischen der 6ffentlichen Bekanntmachung und der
Entscheidung Uber die Zustimmung missen mindestens vier Wochen kBjebsatze 3 und 4

sind nicht anzuwenden.

(6) Hat sich eine Partei oder ein Beteiligter dem Gericht gegenitiber mit einem bestimmten
Stundensatz nach Soder bei schriftichen Ubersetzungen mit einem bestimmten Honorar fiir
jeweils angefangene 55 Anschlage nadii@inverstanden erklart, ist dieses Honorar zu gewahren,
wenn die Partei oder der Beteiligte zugleich erklart, die entstehenden Mehrkosten zu ibernehmen ul
wenn ein ausreichender Betrag fir das gegeniiber der gesetzlichen Regelung oder der vereinbar
Vergutung (814) zu erwartende zusatzliche Honorar an die Staatskasse gezahltist; eine nach ander:
Vorschriften bestehende Vorschusspflicht wegen der gesetzlichen oder vereinbarten Vergutung blei
hiervon unbertihr?Gegentber der Staatskasse haften mehrere Personen, die eine Erklarung na
Satz 1abgegeben haben, als Gesamtschuldner, im Innenverhaltnis nach Kopiéddtehrkosten
gehoren nicht zu den Kosten des Verfahrens.

(7) lnden Fallen der Abséatze 3 und 6 bestimmt das Gericht zugleich mit der Festsetzung des vora
an die Staatskasse zu zahlenden Betrags, welcher Honorargruppe die Leistung des Sachverstandi
ohne Bericksichtigung der Erklarungen der Parteien oder Beteiligten zuzuordnen oder mit welcher
Betrag fiir 55 Anschlage in diesem Fall eine Ubersetzung zu honorieren wére.

§ 14 Vereinbarung der Vergiitung  Mit Sachverstandigen, Dolmetschern und Ubersetzern, die
haufiger herangezogen werden, kann die oberste Landesbehdrde, fur die Gerichte und Behorden ¢
Bundes die oberste Bundesbehdrde, oder eine von diesen bestimmte Stelle eine Vereinbarung Ul
die zu gewéhrende Vergutung treffen, deren Hohe die nach diesem Gesetz vorgesehene Vergutt
nicht tberschreiten darf.

Abschnitt 4: Entschadigung von ehrenamtlichen Richtern

§ 15 Grundsatz der Entschadigung (1) Ehrenamtliche Richter erhalten als Entschadigung
Fahrtkostenersatz &,

Entschédigung fur Aufwand @,

Ersatz fur sonstige Aufwendungenqg

Entschéadigung fur Zeitversaumnisi(g),

Entschadigung fiir Nachteile bei der Haushaltsfuhrungrf$owie

Entschadigung fur Verdienstausfall1§).

oukrwnPE
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(2) 1Soweit die Entschadigung nach Stunden bemessen ist, wird sie fur die gesamte Dauer d
Heranziehung einschlieBlich notwendiger Reise- und Wartezeiten, jedoch fir nicht mehr als zeh
Stunden je Tag, gewahADie letzte bereits begonnene Stunde wird voll gerechnet.

(3) 1Die Entschadigung wird auch gewahrt,

1. wenn ehrenamtliche Richter von der zustandigen staatlichen Stelle zu Einflhrungs- unc
Fortbildungstagungen herangezogen werden,

2. wenn ehrenamtliche Richter bei den Gerichten der Arbeits- und der Sozialgerichtsbarkeit ir
dieser Eigenschaft an der Wahl von gesetzlich fiir sie vorgesehenen Ausschiissen oder an d
Sitzungen solcher Ausschisse teilnehmen2&838 desArbeitsgerichtsgesetze§823, 35
Abs. 1, 847 desSozialgerichtsgeset2es

§ 16 Entschadigung fiir Zeitversaumnis 1Die Entschadigung fir Zeitversaumnis betragt 5 Euro

je Stunde.

§ 17 Entschadigung fir Nachteile bei der Haushaltsfiihrung 1Ehrenamtliche Richter, die

einen eigenen Haushalt fir mehrere Personen fiihren, erhalten neben der Entschadigung ne

8§16 eine zusétzliche Entschadigung fur Nachteile bei der Haushaltsfihrung von 12 Euro je

Stunde, wenn sie nicht erwerbstatig sind oder wenn sie teilzeitbeschaftigt sind und auf3erhal

ihrer vereinbarten regelmafigen taglichen Arbeitszeit herangezogen wébientschadigung

von Teilzeitbeschaftigten wird fur hochstens zehn Stunden je Tag gewahrt abzlglich der Zahl a

Stunden, die der vereinbarten regelméaRigen taglichen Arbeitszeit entsfbiehEntschadigung

wird nicht gewahrt, soweit Kosten einer notwendigen Vertretung erstattet werden.

§ 18 Entschadigung fir Verdienstausfall 1Fur den Verdienstausfall wird neben der Entscha-

digung nach 86 eine zusétzliche Entschadigung gewahrt, die sich nach dem regelméafigen Brut

toverdienst einschlieRlich der vom Arbeitgeber zu tragenden Sozialversicherungsbeitrage richte
jedoch hochstens 20 Euro je Stunde betréigie Entschadigung betragt bis zu 39 Euro je Stunde
fur ehrenamtliche Richter, die in demselben Verfahren an mehr als 20 Tagen herangezogen od
innerhalb eines Zeitraums von 30 Tagen an mindestens sechs Tagen ihrer regelméaRigen Erwerl
tatigkeit entzogen werdeRSie betragt bis zu 51 Euro je Stunde fiir ehrenamtliche Richter, die in
demselben Verfahren an mehr als 50 Tagen herangezogen werden.

Abschnitt 5: Entschadigung von Zeugen und Dritten

§ 19 Grundsatz der Entschadigung (1) Zeugen erhalten als Entschadigung

Fahrtkostenersatz &,

Entschadigung fur Aufwand @,

Ersatz fiir sonstige Aufwendungenq§

Entschadigung fur Zeitversaumnis®),

Entschéadigung fiir Nachteile bei der Haushaltsfuhrurigf$owie

Entschédigung fiir VerdienstausfallZg).

2Dles gilt auch bei schriftlicher Beantwortung der Beweisfrage.

(2) Soweit die Entschadigung nach Stunden bemessen ist, wird sie fur die gesamte Dauer d
Heranziehung einschlieR3lich notwendiger Reise- und Wartezeiten, jedoch fir nicht mehr als zeh
Stunden je Tag, gewahADie letzte bereits begonnene Stunde wird voll gerechnet.

(3) 1Soweit die Entschadigung durch die gleichzeitige Heranziehung in verschiedenen Angeleger
heiten veranlasst ist, ist sie auf diese Angelegenheiten nach dem Verhaltnis der Entschadigungen
verteilen, die bei gesonderter Heranziehung begriindet waren.

(4) Den Zeugen, die ihren gewohnlichen Aufenthalt im Ausland haben, kann unter Berticksichti-
gung ihrer personlichen Verhaltnisse, insbesondere ihres regelmaBigen Erwerbseinkommens, ne
billigem Ermessen eine héhere als die in der28Bis22bestimmte Entschadigung gewéahrt werden.

§ 20 Entschéadigung fiir Zeitversaumnis 1Die Entschadigung fir Zeitversaumnis betragt 3 Euro

je Stunde, soweit weder fiir einen Verdienstausfall noch fir Nachteile bei der Haushaltsfiihrung ein
Entschadigung zu gewahren ist, es sei denn, dem Zeugen ist durch seine Heranziehung ersichtli
kein Nachteil entstanden.

o0 p
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§ 21 Entschéadigung fur Nachteile bei der Haushaltsfuhrung 1Zeugen, die einen eigenen
Haushalt fir mehrere Personen fiihren, erhalten eine Entschadigung fur Nachteile bei der Haushal
fihrung von 12 Euro je Stunde, wenn sie nicht erwerbstétig sind oder wenn sie teilzeitbeschaftig
sind und auferhalb ihrer vereinbarten regelmaRigen taglichen Arbeitszeit herangezogen werde
2Die Entschadigung von Teilzeitbeschéftigten wird fir hochstens zehn Stunden je Tag gewahr
abzuglich der Zahl an Stunden, die der vereinbarten regelmagigen taglichen Arbeitszeit entsprict
3Die Entschadigung wird nicht gewahrt, soweit Kosten einer notwendigen Vertretung erstatte
werden.

§ 22 Entschéadigung fir Verdienstausfall 1Zeugen, denen ein Verdienstausfall entsteht, erhal-
ten eine Entschadigung, die sich nach dem regelméafigen Bruttoverdienst einschlie3lich der vol
Arbeitgeber zu tragenden Sozialversicherungsbeitrage richtet und fiir jede Stunde héchstens
Euro betragt?Gefangene, die keinen Verdienstausfall aus einem privatrechtlichen Arbeitsverhéltnis
haben, erhalten Ersatz in Héhe der entgangenen Zuwendung der Vollzugsbehorde.

§ 23 Entschadigung Dritter (1) Dritte, die aufgrund einer gerichtlichen Anordnung nadig
Abs. 1 Satz 1 oder 844Abs. 1 deiZivilprozessordnuntrkunden, sonstige Unterlagen oder andere
Gegenstande vorlegen oder deren Inaugenscheinnahme dulden, sowie Dritte, die aufgrund eir
Beweiszwecken dienenden Ersuchens der Strafverfolgungsbehorde
1. Gegenstande herausgebe®%8bs. 1, 8§98 ader Strafprozessordnujgder die Pflicht zur
Herausgabe entsprechend einer Anheimgabe der Strafverfolgungsbehdrde abwenden,
2. Auskunft erteilen,
3. die Uberwachung und Aufzeichnung der Telekommunikation ermdglichefq®Abs. 3 der
Strafprozessordnuj@der
4. durch telekommunikationstechnische MaRnahmen die Ermittlung
a) von solchen Telekommunikationsanschlissen erméglichen, von denen ein bestimmter Tels
kommunikationsanschluss angewéhlt wurde (Fangeinrichtung, Zielsuchldufe ohne Daten
abgleich nach 88 ader Strafprozessordnuig
b) der von einem Telekommunikationsanschluss hergestellten Verbindungen ermdéglicher
(Zahlvergleichseinrichtung),
werden wie Zeugen entschadiglies gilt nicht fir die Zufihrung der telefonischen Zeitansage,
die betriebsfahige Bereitstellung und die Uberlassung von Wahlanschliissen sowie fiir die betrieb:
fahige Bereitstellung von Festverbindungen, die nicht fiir bestimmte UberwachungsmaRnahme
eingerichtet werden.
(2) 1Bedient sich der Dritte eines Arbeitnehmers oder einer anderen Person, werden ihm di
Aufwendungen dafir (§) im Rahmen des 82 ersetzt; 819 Abs. 2 und 3 gilt entsprechend.
(3) Die notwendige Benutzung einer eigenen Datenverarbeitungsanlage fir Zwecke der Raste
fahndung wird entschéadigt, wenn die Investitionssumme fir die im Einzelfall benutzte Hard- und
Software zusammen mehr als 10 000 Euro betfije Entschadigung betragt
1. beieiner Investitionssumme von mehr als 10 000 bis 25 000 Euro fir jede Stunde der Benutzun
5 Euro; die gesamte Benutzungsdauer ist auf volle Stunden aufzurunden;
2. bei sonstigen Datenverarbeitungsanlagen
a) neben der Entschadigung nach Absatz 1 fur jede Stunde der Benutzung der Anlage bei d
Entwicklung eines fir den Einzelfall erforderlichen, besonderen Anwendungsprogramms
10 Euro und
b) fur die Gbrige Dauer der Benutzung einschlielich des hierbei erforderlichen Personal-
aufwands ein Zehnmillionstel der Investitionssumme je Sekunde fir die Zeit, in der die
Zentraleinheit belegt ist (CPU-Sekunde), héchstens 0,30 Euro je CPU-Sekunde.
3Die Investitionssumme und die verbrauchte CPU-Zeit sind glaubhaft zu machen.
(4) Der eigenen elektronischen Datenverarbeitungsanlage steht eine fremde gleich, wenn die dur
die Auskunftserteilung entstandenen direkt zurechenbaren Kosignight sicher feststellbar sind.
(5) *Abweichend von den Absétzen 1 und 2 ist in den Fallen des Absatzes 1 Satz 1 Nr. 3 flr die
betriebsfahige Bereitstellung einer Festverbindung je Ende, das nichtin Einrichtungen des Betreibe
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der Festverbindung liegt, ein Betrag von 153 Euro fiir eine zweiadrige und ein Betrag von 306 Eurc
fur eine vier- oder mehradrige Festverbindung zu ersetzen; fiir die Benutzung von Festverbindunge
und die Nutzung von Wahlverbindungen sind die in den allgemeinen Tarifen dafir vorgesehene
Entgelte zu ersetzen.

Abschnitt 6: Schlussvorschriften

§ 24 Ubergangsvorschrift ~ 1Die Vergltung und die Entschadigung sind nach bisherigem Recht
zu berechnen, wenn der Auftrag an den Sachverstiandigen, Dolmetscher oder Ubersetzer vor de
Inkrafttreten einer Gesetzesanderung erteilt oder der Berechtigte vor diesem Zeitpunkt herangezog
worden ist.2Dies gilt auch, wenn Vorschriften geandert werden, auf die dieses Gesetz verweist.

§ 25 Ubergangsvorschrift aus Anlass des Inkrafttretens dieses Gesetzes 1Das Gesetz lUiber

die Entschadigung der ehrenamtlichen Richter in der Fassung der Bekanntmachung vom 1. Oktob
1969 (BGBI. I S. 1753), zuletzt geéndert durch Artikel 1 Abs. 4 des Gesetzes vom 22. Februar 200
(BGBI. | S.981), und das Gesetz Uber die Entschadigung von Zeugen und Sachverstandigen
der Fassung der Bekanntmachung vom 1. Oktober 1969 (BGBI. | S. 1756), zuletzt gedndert durc
Artikel 1 Abs. 5 des Gesetzes vom 22. Februar 2002 (BGBI. | S. 981), sowie Verweisungen auf dies
Gesetze sind weiter anzuwenden, wenn der Auftrag an den Sachverstandigen, Dolmetscher oc
Ubersetzer vor dem 1. Juli 2004 erteilt oder der Berechtigte vor diesem Zeitpunkt herangezoge
worden ist2Satz 1 gilt fir Heranziehungen vor dem 1. Juli 2004 auch dann, wenn der Berechtigte
in derselben Rechtssache auch nach dem 1. Juli 2004 herangezogen worden ist.
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Sachgebiet

Honorargruppe

Abbruch

Abfallstoffe

Abrechnung im Hoch- und Ingenieurbau
Akustik, Larmschutz

Altbausanierung

Altlasten

Bauphysik

Baustoffe

Bauwerksabdichtung

Beton-, Stahlbeton- und Spannbetonbau
Betriebsunterbrechungs- und -verlagerungsschaden
Bewertung von Immobilien

Brandschutz und Brandursachen
Briefmarken und Miinzen
Biroeinrichtungen und -organisation
Dachkonstruktionen

Datenverarbeitung
Diagrammscheibenauswertung
Elektrotechnische Anlagen und Geréate
Erd- und Grundbau

Fahrzeugbau

Fenster, TUren, Tore

Fliesen und Baukeramik

FulRbdden

Garten- und Landschaftsgestaltung/Garten- und Landschaftsbau
Grafisches Gewerbe

Hausrat

Heizungs-, Klima- und Liftungstechnik
Holz/Holzbau

Honorare (Architekten und Ingenieure)
Immissionen

Ingenieurbau

Innenausbau

Kéltetechnik

Kraftfahrzeugschaden und -bewertung
Kraftfahrzeugunfallursachen

Kunst und Antiquitéten

Maschinen und Anlagen

Mieten und Pachten

Mobel

Musikinstrumente

Rundfunk- und Fernsehtechnik
Sanitértechnik

Schéden an Gebauden

Schiffe, Wassersportfahrzeuge
Schmuck, Juwelen, Perlen, Gold- und Silberwaren
Schriftuntersuchung

Schweil3technik
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Sprengtechnik

Stahlbau

Statik im Bauwesen

StralRenbau

Tiefbau

Unternehmensbewertung
Vermessungstechnik

Warme- und Kalteschutz
Wasserversorgung und Abwasser
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Gegenstand medizinischer und psychologischer Gutachten Honorargruppe

Einfache gutachtliche Beurteilungen, inshesondere M1
— in Gebuhrenrechtsfragen,

— zur Minderung der Erwerbsfahigkeit nach einer Monoverletzung,

— zur Haft-, Verhandlungs- oder Vernehmungsféhigkeit,

— zur Verlangerung einer Betreuung.

Beschreibende (Ist-Zustands-)Begutachtung nach standardisiertem
Schema ohne Erorterung spezieller Kausalzusammenhénge mit
einfacher medizinischer Verlaufsprognose und mit durchschnittlichem
Schwierigkeitsgrad, insbesondere Gutachten M 2
— in Verfahren nach dem SGB IX,
— zur Minderung der Erwerbsfahigkeit und zur Invaliditat,
— zu rechtsmedizinischen und toxikologischen
Fragestellungen im Zusammenhang mit der Feststellung
einer Beeintrachtigung der Fahrtiichtigkeit durch
Alkohol, Drogen, Medikamente oder Krankheiten,
— zu spurenkundlichen oder rechtsmedizinischen
Fragestellungen mit Befunderhebungen (z. B.
bei Verletzungen und anderen Unfallfolgen),
— zu einfachen Fragestellungen zur Schuldfahigkeit ohne
besondere Schwierigkeiten der Personlichkeitsdiagnostik,
— zur Einrichtung einer Betreuung,
— zu Unterhaltsstreitigkeiten aufgrund einer Erwerbs- oder Arbeits-
unfahigkeit,
— zu neurologisch-psychologischen Fragestellungen in Verfahren
nach der FeV.

Gutachten mit hohem Schwierigkeitsgrad (Begutachtungen spezieller
Kausalzusammenhange und/oder differenzialdiagnostischer Probleme
und/oder Beurteilung der Prognose und/oder Beurteilung strittiger
Kausalitatsfragen), insbesondere Gutachten M 3
— zum Kausalzusammenhang bei problematischen Verletzungsfol-
gen,
— zu arztlichen Behandlungsfehlern,
— in Verfahren nach dem OEG,
— in Verfahren nach dem HHG,
— zur Schuldféhigkeit bei Schwierigkeiten der Personlichkeitsdia-
gnostik,
— in Verfahren zur Anordnung einer MaRregel der Besserung
und Sicherung (in Verfahren zur Entziehung der Fahrerlaubnis
zu neurologisch/psychologischen Fragestellungen),
— zur Kriminalprognose,
— zur Aussagetiichtigkeit,
— zur Widerstandsfahigkeit,
— in Verfahren nach den 8§ 10, 17 und 105JGG
— in Unterbringungsverfahren,
— in Verfahren nach §905BGB,
— in Verfahren nach dem TSG,

BundesDeutscheGesetze — Stand 11.1.2008



17

JVEG

in Verfahren zur Regelung von Sorge- oder Umgangsrechten,
zur Geschéfts-, Testier- oder Prozessfahigkeit,

zu Berufskrankheiten und zur Minderung der

Erwerbsfahigkeit bei besonderen Schwierigkeiten,

zu rechtsmedizinischen, toxikologischen und

spurenkundlichen Fragestellungen im Zusammenhang mit
einer abschlieBenden Todesursachenklarung, arztlichen
Behandlungsfehlern oder einer Beurteilung der Schuldféhigkeit.
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Anlage 2 (zu § 10 Abs. 1)
Nr.  Bezeichnung der Leistung Honorar in Euro
Abschnitt 1: Leichenschau und Obduktion
Das Honorar in den Fallen der Nummern 100, 102 bis 106 umfasst den zur Niederschrift
gegebenen Bericht; in den Féllen der Nummern 102 bis 106 umfasst das Honorar auch das
vorlaufige Gutachten. Das Honorar nach den Nummern 102 bis 106 erhalt jeder Obduzent
gesondert.
100 Besichtigung einer Leiche, von Teilen einer Leiche, eines Embryos oder

eines Fetus oder Mitwirkung bei einer richterlichen Leichenschau 49,00

fir mehrere Leistungen bei derselben Gelegenheit jedoch héchstens 119,0(
101 Fertigung eines Berichts, der schriftlich zu erstatten oder nachtraglich

zur Niederschrift zu geben ist 25,00

fur mehrere Leistungen bei derselben Gelegenheit jedoch hdchstens 84,0C
102 Obduktion 195,00
103 Obduktion unter besonders unglnstigen &uf3eren Bedingungen:

Das Honorar 102 betragt 275,00
104 Obduktion unter anderen besonders ungiinstigen Bedingungen (Zustand

der Leiche etc.):

Das Honorar 102 betragt 396,00
105 Sektion von Teilen einer Leiche oder Offnung eines Embryos oder nicht

lebensfahigen Fetus 84,00
106  Sektion oder Offnung unter besonders ungiinstigen Bedingungen:

Das Honorar 105 betragt 119,00
Abschnitt 2: Befund
200 Ausstellung eines Befundscheins oder Erteilung einer schriftlichen

Auskunft ohne néhere gutachtliche AuRerung 21,00
201 Die Leistung der in Nummer 200 genannten Art ist auergewdhnlich

umfangreich:

Das Honorar 200 betragt bis zu 44,00
202 Zeugnis Uber einen arztlichen Befund mit von der heranziehenden Stelle

geforderter kurzer gutachtlicher AuRerung oder Formbogengutachten,

wenn sich die Fragen auf Vorgeschichte, Angaben und Befund beschrén-

ken und nur ein kurzes Gutachten erfordern 38,00
203 Die Leistung der in Nummer 202 genannten Art ist aul3ergewdhnlich

umfangreich:

Das Honorar 202 betragt bis zu 75,00
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Abschnitt 3: Untersuchungen, Blutentnahme

300 Untersuchung eines Lebensmittels, Bedarfsgegenstands, Arzneimittels,
von Luft, Gasen, Béden, Klarschlammen, Wassern oder Abwassern und
dgl. und eine kurze schriftliche gutachtliche AuRRerung:

Das Honorar betragt fir jede Einzelbestimmung je Probe

301 Die Leistung der in Nummer 300 genannten Art ist auergewdhnlich
umfangreich oder schwierig:

JVEG

4,00 bis 51,00

Das Honorar 300 betragt bis zu 1 000,00

302 Mikroskopische, physikalische, chemische, toxikologische, bakteriolo-
gische, serologische Untersuchung, wenn das Untersuchungsmaterial
von Menschen oder Tieren stammt:

Das Honorar betragt je Organ oder Kdrperfliissigkeit
Das Honorar umfasst das verbrauchte Material, soweit es “sich um
geringwertige Stoffe handelt, und eine kurze gutachtliche AuRerung.

303 Die Leistung der in Nummer 302 genannten Art ist aul3ergew6hnlich
umfangreich oder schwierig:

Das Honorar 302 betragt

304 Herstellung einer DNA-Probe und ihre Uberpriifung auf Geeignetheit
(z. B. Hochmolekularitat, humane Herkunft, Ausmaf} der Degradation,
Kontrolle des Verdaus)

Das Honorar umfasst das verbrauchte Material, soweit es sich um
geringwertige Stoffe handelt, und eine kurze gutachtliche AuRRerung.

305 Elektrophysiologische Untersuchung eines Menschen
Das Honorar umfasst eine kurze gutachtliche AuRerung und den mit der Unter-
suchung verbundenen Aufwand.

306 Raster-elektronische Untersuchung eines Menschen oder einer Leiche,

5,00 bis 51,00

bis zu 1 000,00

bis zu 205,00

13,00 bis 115,00

auch mit Analysenzusatz 13,00 bis 300,00

Das Honorar umfasst eine kurze gutachtliche AuRerung und den mit der Unter-
suchung verbundenen Aufwand.

307 Blutentnahme
Das Honorar umfasst eine Niederschrift ber die Feststellung der Identitat.

Abschnitt 4: Abstammungsgutachten
(1) Das Honorar wird, soweit nichts anderes bestimmt ist, fiir jede zu untersuchende Person
gesondert gewéhrt.

(2) Eine in den Nummern 400 bis 414 nicht genannte Merkmalsbestimmung wird wie eine
an Arbeitsaufwand vergleichbare Bestimmung honoriert.

(3) Das Honorar umfasst das verbrauchte Material, soweit es sich um geringwertige Stoffe
handelt.

400 Bestimmung der ABO-Blutgruppe
401 Bestimmung der Untergruppe
402 MN-Bestimmung

403 Bestimmung der Merkmale des Rh-Komplexes (&, & D, E, e und
weitere) je Merkmal
bei Bestimmung mehrerer Merkmale jedoch héchstens

404 Bestimmung der Blutgruppenmerkmale P, K, S und weitere, falls direkt
bestimmbar, je Merkmal
bei Bestimmung mehrerer Merkmale jedoch héchstens
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405 Bestimmung indirekt nachweisbarer Merkmalé&, (€ Fy und weitere)
je Merkmal
bei Bestimmung mehrerer Merkmale jedoch héchstens

406 Gesamttypisierung der HLA-Antigene der Klasse | mittels Lymphozy-
totoxizitatstests mit mindestens 180 Antiseren
Das Honorar umfasst das Material einschlie3lich htherwertiger Stoffe und Test-
seren.

407 Zusatzlich erforderlicher Titrationsversuch

408 Zusatzlich erforderlicher Spezialversuch (Abséattigung, Bestimmung
des Dosiseffekts usw.)

409 Bestimmung der Typen der sauren Erythrozyten-Phosphatase, der Phos-
phoglucomutase, der Adenylatkinase, der Adenosindesaminase, der
Glutamat-Pyruvat-Transaminase, der Esterase D, der 6-Phosphogluco-
nat-Dehydrogenase und weiterer Enzymsysteme

410 Bestimmung der Merkmale des Gm-Systems oder des Inv-Systems je
Merkmal
bei Bestimmung mehrerer Merkmale jedoch hdéchstens

411 Bestimmung eines Systems mit Proteinfarbung oder vergleichbarer
Farbung nach Elektrophorese oder Fokussierung (Hp, Pi, Tf, C 3 und
weitere) je Merkmal

412 Bestimmung eines Systems mit Immunfixation oder Immunoblot nach
Elektrophorese oder Fokussierung (Gc, PLG, ORM, F XIIl und weitere)
je Merkmal

413 Bestimmung eines VNTR-DNA-Systems oder eines vergleichbar effi-
zienten Systems je verwendete Sonde
insgesamt jedoch hdchstens
Das Honorar umfasst die Aufbereitung des Materials (z. B. die Isolierung, den
Verdau und die Trennung von humanen Nukleinsauren) sowie die Auswertung.
414 Bestimmung eines STR-DNA-Systems je System
insgesamt jedoch hochstens
Das Honorar umfasst die Aufbereitung des Materials (z. B. die Isolierung, den
Verdau, die PCR und die Trennung von humanen Nukleinsauren) sowie die
Auswertung.

415 Schriftliches Gutachten fir jede begutachtete Person

Abschnitt 5: Erbbiologische Abstammungsgutachten

(1) Das Honorar umfasst die gesamte Tatigkeit des Sachverstéandigen und etwaiger
Hilfspersonen, insbesondere die Untersuchung, die Herstellung der Lichtbilder einschlief3lich
der erforderlichen Abzuge, die Herstellung von Abdriicken, etwa notwendige Abformungen
und dgl. sowie die Auswertung und Beurteilung des gesamten Materials; es umfasst ferner
die Entgelte fur Post- und Telekommunikationsdienstleistungen sowie die Kosten fur die
Anfertigung des schriftlichen Gutachtens in drei Stiicken und fir einen Durchschlag fiir die
Handakten des Sachverstandigen.

(2) Das Honorar umfasst nicht

1. Leistungen nach den Nummern 302 bis 307 und nach Abschnitt 4 dieser Anlage,

2. Leistungen nach dem Abschnitt O des Gebihrenverzeichnisses flr arztliche
Leistungen (Anlage zur Gebuhrenordnung fiir Arzte) und

3. die Begutachtung etwa vorhandener erbpathologischer Befunde durch Facharzte.

(3) Hat der Sachverstéandige Einrichtungen einer Korperschaft, Anstalt oder Stiftung des
offentlichen Rechts benutzt, erhalt er das Honorar 502 und 503 nur bis zur Héhe der
tatséchlich aufgewendeten Kosten, hochstens jedoch die Betrdge nach den Nummern 502
und 503.
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500 Erbbiologisches Abstammungsgutachten nach den anerkannten erbbio-

logischen Methoden, wenn bis zu drei Personen untersucht werden 713,00
501 Untersuchung jeder weiteren Person 175,00
502 \Vorbereitung und Erstattung des Gutachtens, wenn bis zu drei Personen

untersucht werden 214,00
503 \Vorbereitung und Erstattung des Gutachtens fur jede weitere Person 55,0C

BundesDeutscheGesetze — Stand 11.1.2008



	Benutzerhinweise
	Gesetzesübersicht
	1. RBerGAV
	2. RBerGAV
	5. VermBG
	AAG
	AbfVerbrG
	AbgG
	AEntG
	AErfG
	AGG
	AktFoV
	AktG
	Alg II-V
	AlkopopStG
	AlterstzG
	AltZertG
	AMG
	AnfG
	AO 1977
	ApoG
	ArbGG
	ArbPlSchG
	ArbSchG
	ArbStättV
	ArbZG
	ArGV
	ASAV
	ASiG
	AStG
	AsylbLG
	AsylVfG
	AtG
	AufenthG
	AufenthV
	AÜG
	AuslInvStG
	AWG
	BAföG
	BankFwPrVO
	Barwert-VO
	BauBetrVO
	BauFdgG
	BauGB
	BauNVO
	BausparkassenG
	BaustellV
	BBankG
	BBesG
	BBG
	BBiG
	BBodSchG
	BBodSchV
	BDG
	BDSG
	BeamtVG
	BEEG
	BerHG
	BerlinFG 1990
	BerRehaG
	BErzGG
	BeschG
	BetrAVG
	BetrKV
	BetrSichV
	BetrVG
	BeurkG
	BewG
	BGB
	BGB-InfoV
	BGBaF
	BGG
	BGH/BPatGERVV
	BGleiG
	BHO
	BildscharbV
	BImSchG
	BJagdG
	BKAG
	BKatV
	BKGG
	BKV
	BMinG
	BNatSchG
	BNichtrSchG
	BNotO
	BörsG
	BörsZulV
	BPersVG
	BPflV
	BpO 2000
	BRAGO
	BRAO
	BRKG
	BRRG
	BSchwAusbauG
	BtBG
	BtG
	BtMG
	BtMVV
	BUrlG
	BVerfGG
	BVV
	BWaldG
	BWG
	BWO
	BZRG
	ChemG
	CWÜAG
	DepotG
	DienstAnwBek
	DMBilG
	DMBilG 1949
	DRiG
	DrittelbG
	EBRG
	EGAHiG
	EGAktG
	EGAO 1977
	EGBGB
	EGGVG
	EGHGB
	EGInsO
	EGStGB
	EGStPO
	EGWStG
	EGZPO
	EGZVG
	EigZulG
	EMRKG
	EnEG
	EnergieSichG
	EnergieStG
	EntflechtG
	EntgeltfortzahlungsG
	EnWG
	ErbbauRG
	ErbStDV
	ErbStG
	ErgAnzV
	ErstAnzV
	ErwSÜAG
	EStDV 2000
	EStG
	EuGHG
	EuRAG
	EuroEG
	EuroSchuldUmstG
	EuWO
	EWIVAG
	EZulV
	FamNamRG
	FamRÄndG
	FernUSG
	FeV
	FGG
	FGO
	FinDAG
	FluglärmG
	FlurbG
	FördergebietsG
	FreizügG/EU
	FStrAbG
	FStrG
	FZV
	G 10
	GAD
	GastG
	GBO
	GBZugV
	GebrMG
	GenG
	GenTG
	GenTRegG
	GeschmMG
	GewO
	GewSchG
	GewStDV
	GewStG
	GFRG
	GG
	GGBefG
	GKG
	GKGaF
	GmbHG
	GPSG
	GrdstVG
	GrEStG
	GrStG
	GüKG
	GVG
	GvKostG
	GWB
	GwG
	HausratV
	HeimarbG
	HeimG
	HeizkostenV
	HGB
	HGrG
	HintO
	HpflG
	HRG
	HSchulAbsZugV
	HundVerbrEinfG
	HwO
	IFG
	II. BV
	ImmFachwPrüfVO
	InsO
	InsVV
	IntFamRVG
	InvG
	InvStG
	InvZulG 1999
	InvZulG 2005
	InvZulG 2007
	IRG
	IT-ArGV
	JArbSchG
	JAVollzO
	JBeitrO
	JGG
	JuSchG
	JVEG
	JVKostO
	KapErhStG
	KapMuG
	KBV
	KfzPflVV
	KlagRegV
	KonsG
	KostenRÄndG
	KostO
	KriegswKontrG
	KronzeugenR
	KrW-/AbfG
	KSchG
	KStDV-1994
	KStG
	KSVG
	KultgSchKonvAG
	KultGüRückG
	KunstUrhRG
	KWG
	Landeplatz-LärmschutzV
	LastG
	LasthandhabV
	LFBG
	LPachtVG
	LPartG
	LSchlG
	LStDV 1990
	LuftSiG
	LuftVG
	LuftVZO
	LwVfG
	MaBV
	MarkenG
	MBPlG
	MindArbBedG
	MitbestG
	MontanMitbestG
	MontanMitbestGErgG
	MRVerbG
	MuSchArbV
	MuSchG
	MuSchV
	MV
	MVergV
	NachwG
	NamÄndG
	NamensänderungsDV
	NEhelG
	NMV 1970
	NSEntG
	OEG
	OWiG
	PachtKrG
	PAngG
	PAngV
	PartG
	PartGG
	PassG
	PatG
	PAuswG
	PBefG
	PfandBG
	PflSchG
	PflVG
	PostG
	PrKG
	ProdHaftG
	PRV
	PStG (gültig ab 1.1.2009)
	PStG (gültig bis 31.12.2008)
	PublG
	RBerG
	RDG
	RDGEG
	REITG
	RennwG
	ReNoPatAusbV
	ROG
	RoV
	RPflG
	RsprEinhG
	RSV
	RVG
	RVO
	SBG
	SCEAG
	SCEBG
	ScheckG
	SchlichtVerfVO
	SchuldRAnpG
	SchuVVO
	SchwarzArbG
	SEAG
	SEBG
	SG
	SGB I
	SGB II
	SGB III
	SGB IV
	SGB V
	SGB VI
	SGB VII
	SGB VIII
	SGB IX
	SGB X
	SGB XI
	SGB XII
	SGG
	SGleiG
	SigG
	SLV
	SoldGG
	SolZG 1991
	SolZG 1995
	SpätaussWoFestlG
	SprAuG
	SpruchG
	StAG
	StBerG
	StBGebV
	StGB
	StiftFördG
	StPO
	StraBEG
	StrEG
	StromStG
	StSenkG
	StUG
	StUKostV
	StVG
	StVO
	StVollzG
	StVZO
	SubvG
	SvEV
	SVG
	SZAG
	TFG
	TGV
	TierSchG
	TierSchHundVO
	TierZG
	TierZGaF
	TKG
	TMG
	TollwutVO
	TPG
	TVG
	TzBfG
	UAG-ErwV
	UÄndG
	UBGG
	UIG
	UKlaG
	UmweltHG
	UmwG
	UmwStG
	UnwAMVO
	UrhG
	UrhStG
	USchadG
	UStDV
	UStG
	UVorschG
	UVPG
	UWG
	UZwG
	VAG
	VAHRG
	VereinsG
	VerfVerbG
	VerkFachwPrVO
	VerkProspG
	VerkwPlBeschlG
	VerlG
	VermG
	VerschÄndG
	VerschollenheitsG
	VersG
	VersVermV
	VgV
	ViehVerkV
	VIG
	VRG
	VStG
	VTG
	VVG
	VVG-InfoV
	VwGO
	VwKostG
	VwRehaG
	VwVfG
	VwVG
	VwZG
	VZOG
	WaffG
	WahlprüfG
	WahrnG
	WaStrG
	WEG
	WEGaF
	WG
	WHG
	WiedereinglHG
	WissZeitVG
	WiStG 1954
	WO
	WoBindG
	WODrittelbG
	WoFG
	WoFÜG
	WoGG
	WoPDV 1996
	WoPG 1996
	WoVermG
	WpDVerOV
	WpflG
	WpHG
	WPO
	WpPG
	WpÜG
	WSG
	WStG
	ZDG
	ZPO
	ZuSEG
	ZVG

	JVEG 
	Abschnitt 1: Allgemeine Vorschriften
	§ 1 Geltungsbereich und Anspruchsberechtigte
	§ 2 Geltendmachung und Erlöschen des Anspruchs, Verjährung
	§ 3 Vorschuss
	§ 4 Gerichtliche Festsetzung und Beschwerde gültig bis 30.06.2008
	§ 4 Gerichtliche Festsetzung und Beschwerde gültig ab 01.07.2008
	§ 4a Abhilfe bei Verletzung des Anspruchs auf rechtliches Gehör gültig ab 30.06.2008
	§ 4a Abhilfe bei Verletzung des Anspruchs auf rechtliches Gehör gültig ab 01.07.2008
	§ 4b Elektronische Akte, elektronisches Dokument

	Abschnitt 2: Gemeinsame Vorschriften
	§ 5 Fahrtkostenersatz
	§ 6 Entschädigung für Aufwand
	§ 7 Ersatz für sonstige Aufwendungen

	Abschnitt 3: Vergütung von Sachverständigen, Dolmetschern und Übersetzern
	§ 8 Grundsatz der Vergütung
	§ 9 Honorar für die Leistung der Sachverständigen und Dolmetscher
	§ 10 Honorar für besondere Leistungen
	§ 11 Honorar für Übersetzungen
	§ 12 Ersatz für besondere Aufwendungen
	§ 13 Besondere Vergütung
	§ 14 Vereinbarung der Vergütung

	Abschnitt 4: Entschädigung von ehrenamtlichen Richtern
	§ 15 Grundsatz der Entschädigung
	§ 16 Entschädigung für Zeitversäumnis
	§ 17 Entschädigung für Nachteile bei der Haushaltsführung
	§ 18 Entschädigung für Verdienstausfall

	Abschnitt 5: Entschädigung von Zeugen und Dritten
	§ 19 Grundsatz der Entschädigung
	§ 20 Entschädigung für Zeitversäumnis
	§ 21 Entschädigung für Nachteile bei der Haushaltsführung
	§ 22 Entschädigung für Verdienstausfall
	§ 23 Entschädigung Dritter

	Abschnitt 6: Schlussvorschriften
	§ 24 Übergangsvorschrift
	§ 25 Übergangsvorschrift aus Anlass des Inkrafttretens dieses Gesetzes

	Anlage 1 zu § 9 Abs. 1
	Anlage 2 zu § 10 Abs. 1
	Abschnitt 1: Leichenschau und Obduktion
	Abschnitt 2: Befund
	Abschnitt 3: Untersuchungen, Blutentnahme
	Abschnitt 4: Abstammungsgutachten
	Abschnitt 5: Erbbiologische Abstammungsgutachten



